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INTERVIEW

WOHNEN DEZEMBER 2019

am 9. Februar

Bald sollen die Abstimmungsfahnen von den Genossenschaftsbalkonen flattern.

Balthasar Gléttli und Louis Schelbert zur Initiative «Mehr bezahlbare Wohnungen»

«Wir wollen eine Wohnpolitik,

die den Bedurfnissen der
Menschen entspricht»

Am 9. Februar 2020 kommt die Initiative «Mehr bezahlbare Wohnungen» vor das Volk.
Der Mieterinnen- und Mieterverband Schweiz (MVS) verlangt damit einen starken
Ausbau des gemeinniitzigen Wohnungsbaus. Der Verband Wohnbaugenossenschaften
Schweiz unterstiitzt die Initiative. Warum engagiert sich der MV Schweiz fiir den
gemeinniitzigen Wohnungsbau? Was spricht aus Sicht der Baugenossenschaften fiir ein
Ja? Balthasar Glattli, Prasident MV Deutschschweiz, und Louis Schelbert, Prasident
WBG Schweiz, geben Antwort.

Interview: Richard Liechti und Lea Gerber

Bild: WBG Schweiz



Wohnen: Die Forderung des Wohnungsbaus
ist bereits heute in der Bundesverfassung
verankert. In Artikel 108 ist sogar ausdriick-
lich die Tétigkeit von Trigern und Organisa-
tionen des gemeinniitzigen Wohnungsbaus
festgehalten. Warum braucht es iiberhaupt
eine Initiative?

Louis Schelbert: Schauen wir doch, was heute
auf eidgendossischer und kantonaler Ebene an
Wohnbauforderung geleistet wird. Der Bund
besitzt die Instrumente des Fonds de Roule-
ment, der gemeinniitzigen Wohnbautrdgern
riickzahlbare Kredite gewdhrt, sowie der Biirg-
schaft fiir Darlehen der Emissionszentrale fiir
gemeinniitzige Wohnbautrdger (EGW). Diese
beiden Werkzeuge wirken, sind aber insgesamt
relativ bescheiden. Von den Kantonen machen
zwei Drittel gar nichts - trotz Auftrag in der Bun-
desverfassung. Auf der anderen Seite weisen
besonders die Baugenossenschaften in den
Zentren lange Wartezeiten aus, die Nachfrage
nach gilinstigen Wohnungen ist gross. Deshalb
stellt sich die Frage: Wenn die notigen Wohnun-
gen mit den jetzigen Instrumenten nicht erstellt
werden konnen, wie dann? Und hier finde ich,
dass der politische Weg der richtige ist. Die Be-
horden hitten es in der Hand, mehr zu machen.
Uber eine Volksabstimmung kénnen wir sie
dazu anhalten, eine Wohnpolitik zu betreiben,
die den Bediirfnissen der Menschen entspricht.
Balthasar Gldttli: Gerade in den Stddten ist es
heute wirklich ein Problem, eine Wohnung zu
finden. Den Stddten fehlt aber ein geniigend
grosses Arsenal an wohnpolitischen Instru-
menten, um gegen den Mangel anzukdmpfen.
Die Initiative will deshalb nicht nur fiir Kantone
ein Vorkaufsrecht einfithren, um damit Land zu
erwerben und es gemeinniitzigen Wohnbau-
tragern zur Verfiigung zu stellen. Sie gibt dieses
Recht auch direkt den Gemeinden. Das ist ein
ganz neues Instrument - und es ist umso wich-
tiger, als wegen der heutigen Zinssituation
nicht immer das Kapital das grosste Problem
ist, sondern das Bauland.

Herr Glittli, der Mieterinnen- und Mieter-
verband Schweiz (MVS) hat sich mit dieser
Initiative ein Stiick von seiner Kernaufgabe
entfernt, nimlich der Wahrnehmung der
Mieterrechte. Warum engagiert sich der MVS
fiir den gemeinniitzigen Wohnungsbau?

B.G.: Das war ein ganz bewusster strategischer
Entscheid. Es ist richtig: Unsere Kernaufgabe
bleibt, die Mieterinnen und Mieter zu beraten,
iiber ihre Rechte aufzukldren und im Kampf
gegen Vermieter, die sich nicht korrekt verhal-
ten, zu unterstiitzen. Wir wollen aber auch
grundlegend dafiir sorgen, dass sich die Ver-
héltnisse dndern. Unser Mietrecht schreibt die
sogenannte Kostenmiete plus vor, eine kosten-
deckende Miete mit einer kleinen, angemesse-
nen Rendite. Faktisch ist es aber so, dass diese
Rendite bei sehr vielen privaten Vermietern
iiberschritten wird. Wenn es uns gelingt, den

Anteil der gemeinniitzigen Bautrdger zu stér-
ken, dann gelingt es auch, Wohnungen aus
dieser Mietzins-Spekulationsspirale herauszu-
holen - und das niitzt unseren Mitgliedern
letztlich mehr als tausend Prozesse, die wir
gewinnen.

Herr Schelbert, es ist kein Geheimnis, dass
Baugenossenschaften und lokale Mieterver-
bédnde das Heu nicht immer auf der gleichen
Biihne haben. Warum engagiert sich der Ver-
band Wohnbaugenossenschaften Schweiz
fiir die MVS-Initiative?

L.S.: Es gibt tatsdchlich Interessensgegensitze,
weil Baugenossenschaften auch Vermieter sind
und es zu Konfliktsituationen zwischen Ver-
mietern und Mietern und damit auch den Mie-
terverbanden kommen kann. Die Welt ist aber
nicht schwarzweiss, und wer in
der Politik nur das Trennende
sucht, wird kaum Erfolg haben.
Bei der Initiative «Mehr bezahlba-
re Wohnungen» liegt die Uberein-
stimmung der Interessen auf der
Hand. Der gemeinniitzige Woh-
nungsbau soll gefordert werden,
und die Baugenossenschaften sind dafiir die
idealen Umsetzungspartner. Da steht unser
Verband natiirlich dahinter.

Gerade ist wieder ein neuer Rekord bei den
Wohnungsleerstinden gemeldet worden.
Biirgerliche Presse und Politik folgern dar-
aus: Der iiberhitzte Markt ist auf dem besten
Weg, sich selbst zu regulieren. Was entgeg-
nen Sie?

Zu den Personen

Bild: Judith Schénenberger

«Den Stddten fehlt es
an wohnpolitischen
Instrumenten.»

Bild: Martin Bichsel

Balthasar Glattli (47) hat Philoso-
phie und Germanistik studiert und
war unter anderem Geschéaftsfiihrer
einer migrationspolitischen Organisa-
tion. 2011 wurde er fiir die Griinen
Kanton Ziirich in den Nationalrat ge-
wahlt, seit 2013 ist er Fraktionsprasi-
dent. Er engagiert sich seit vielen
Jahren im Mieterinnen- und Mieter-
verband Schweiz (MVS), seit 2014 als
Prasident MV Deutschschweiz.

Louis Schelbert (67) hat Deutsch,
Philosophie und Geschichte studiert
und war unter anderem als freier Jour-
nalist und fiir den Gewerkschafts-
bund Luzern tatig. Er ibte verschie-
dene politische Funktionen in seinem
Heimatkanton Luzern aus und war
von 2006 bis 2018 Nationalrat der
Griinen. Seit 2008 ist er Prasident
des Verbands Wohnbaugenossen-
schaften Schweiz.
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L.S.: Man muss genau hinschauen, wo sich
diese Leerstande befinden, ndmlich in Landes-
teilen, wo der Markt an den Bediirfnissen der
Menschen vorbeiproduziert hat. In den Zent-
ren, in Bern, Basel, Genf, Luzern, Ziirich, ist der
Mangel an preiswerten Wohnungen dagegen
gross. Dazu gibt es auch offizielle Zahlen: Das
Bundesamt fiir Wohnungswesen beziffert den
Anteil der Menschen, die nicht in angemesse-
nen Wohnungen leben kdonnen, auf zwanzig
Prozent. Fiir viele Menschen ist die Situation
also prekar.

B.G.: Die Leerstandssituation zeigt klar, dass
sich der Markt nicht am Bedarf orientiert und
es sich bei den freien Wohnungen um Kapital-
anlagen, im schlimmeren Fall sogar um Speku-
lationsobjekte handelt. Betrachten wir doch
das langfristige Bild: Der Mietpreisindex ist in
den letzten 15 Jahren um 17 Prozent angestie-
gen, obwohl die allgemeine Teuerung - bei der
die Miete mitzdhlt - nur 5 Prozent betrug. Dabei
haben wir parallel dazu eine noch nie dagewe-
sene Tiefzins- und sogar Negativzinsphase er-
lebt, die eigentlich zum Gegenteil hitte fiihren

«Mehr bezahlbare Wohnungen»: der Initiativtext

Die Bundesverfassung wird wie folgt geéndert:

Art. 108 Abs. 1 und 5-8

1 Der Bund fordert in Zusammenarbeit mit den
Kantonen das Angebot an preisglinstigen
Mietwohnungen. Er fordert den Erwerb von
Wohnungs- und Hauseigentum, das dem Ei-
genbedarf Privater dient, sowie die Tatigkeit
von Tragern und Organisationen des gemein-
nitzigen Wohnungsbaus.

5 Er stellt sicher, dass Programme der 6ffentli-
chen Hand zur Férderung von Sanierungen
nicht zum Verlust von preisgilinstigen Miet-
wohnungen fiihren.

6 Er strebt in Zusammenarbeit mit den Kantonen
eine stetige Erhdhung des Anteils der Wohnun-
gen im Eigentum von Tragern des gemeinniitzi-
gen Wohnungsbaus am Gesamtwohnungsbe-
stand an. Er sorgt in Zusammenarbeit mit den
Kantonen dafiir, dass gesamtschweizerisch
mindestens 10 Prozent der neu gebauten Woh-
nungen im Eigentum dieser Trager sind.

Objekthilfe starken

Die Initiative «Mehr bezahlbare Wohnungen»
will gemeinnitzige Wohnbautréager starken.
Mittels Objekthilfen wie etwa der Abgabe von
Land im Baurecht oder zinsglinstigen Darlehen
will die 6ffentliche Hand das Angebot an preis-
giinstigen Wohnungen ausweiten. Kritiker
dieser Praxis flihren gerne die Subjekthilfe als
geeigneteres wohnpolitisches Instrument ins
Feld. Bei der Subjekthilfe wird ein staatlicher
Mietzinszuschuss direkt an wirtschaftlich
schwache Haushalte ausbezahlt, sodass die
Marktmiete fir sie tragbar wird. Tént gut.
Doch die Subjekthilfe birgt einige Tlcken.

Fir die Subjekthilfe sprechen zwar ihre hohe
Treffsicherheit und der allgemeine Rechts-
anspruch: die finanziellen Zuschiisse kénnen
gezielt all jenen Haushalten ausbezahlt wer-
den, die anspruchsberechtigt sind. In ange-
spannten Markten ist das Instrument der
Subjekthilfe jedoch gefahrlich. Die staatlichen

7 Er ermachtigt die Kantone und die Gemein-
den, zur Forderung des gemeinniitzigen
Wohnungsbaus fiir sich ein Vorkaufsrecht fiir
geeignete Grundstiicke einzufiihren. Zudem
raumt er ihnen beim Verkauf von Grund-
stiicken, die in seinem Eigentum oder jenem
bundesnaher Betriebe sind, ein Vorkaufs-
recht ein.

8 Das Gesetz legt die Massnahmen fest, die
zur Erreichung der Ziele dieses Artikels
erforderlich sind.

Art. 197 Ziff. 12

12. Ubergangsbestimmung zu Art. 108 Abs. 1

und 5-8 (Wohnbau- und Wohneigentums-
férderung)

Ist die Ausfiihrungsgesetzgebung zu Artikel

108 Absédtze 1 und 5-8 zwei Jahre nach des-

sen Annahme durch Volk und Sténde noch

nicht in Kraft getreten, so erldsst der Bundes-
rat auf diesen Zeitpunkt hin die Ausfiihrungs-
bestimmungen voriibergehend auf dem Ver-
ordnungsweg.

Zuschisse kurbeln die Mietzinse weiter in die
Hohe und flihren letztendlich zu einem allge-
meinen Preisanstieg. So dient die Subjekthilfe
zumindest teilweise der blossen Abfederung
Uberteuerter Mieten und verbessert einzig die
Renditen der Wohnungsanbieter.

Zudem gilt es zu bedenken, dass heute bereits
liber eine Milliarde Franken an Wohnbeihilfen
geleistet werden -im Rahmen der Ergédnzungs-
leistungen und der Sozialhilfe. Diese Ausgaben
fallen jahrlich an und sind «a fonds perdun.

Das heisst, dass die 6ffentliche Hand von vorn-
herein auf deren Rickzahlung verzichtet. Im
Gegensatz dazu sind Objekthilfen in Form von
Darlehen «riickzahlbary. Auch abgesehen
davon ist die Objekthilfe nachhaltiger. Die
geférderten Wohnungen bleiben auf Dauer
preiswert. Ab einem gewissen Umfang ent-
wickeln diese sogar einen preisddmpfenden
Effekt auf das allgemeine Mietzinsniveau. /g

miissen, ndmlich dazu, dass
die Mietzinse die Teuerung
nach unten driicken. Das
zeigt: Es ist etwas faul im Staa-
te Ddnemark.

Als wichtigste Forderung
verlangt die Initiative, dass
der Anteil des gemeinniitzi-
gen Wohnungsbaus stetig er-
hoht wird. Gesamtschweize-
risch sollen mindestens
zehn Prozent der neu gebau-
ten Wohnungen im Eigen-
tum gemeinniitziger Triger
sein - gegeniiber heute eine
Verdoppelung. Herr Schel-
bert, sind die Baugenossen-
schaften iiberhaupt in der
Lage, einen solchen Kraftakt
zu leisten?

L.S.: Sicher ist, dass eine sol-
che Steigerung mit den heuti-
gen Forderinstrumenten nicht
zu stemmen ist. Die bestehen-
de Forderung miisste ausge-
baut werden, raumplaneri-
sche Massnahmen miissten
auf politischem Wege ein-
gefiihrt werden. Die Initiative
muss den Baugenossenschaf-
ten also die notwendigen
Werkzeuge verschaffen. Ich
kann mir aber gut vorstellen,
dass auch neue Trigerschaf-
ten gebildet wiirden, seien
dies Genossenschaften, Stif-
tungen oder andere gemein-
niitzig orientierte Organisati-
onen.

B.G.: Wir sprechen bei der Ini-
tiative absichtlich von ge-
meinniitzigem  Wohnungs-
bau, denn dieser umfasst im
Prinzip alle Bautrdger, die
Wohnungen zu Selbstkosten
vermieten und keine Rendite
abschopfen. Das sind sicher
zum Grossteil Genossenschaf-
ten. Daneben kommen aber
Kantone, Stddte und Gemein-
den oder Stiftungen und ge-



Nur wenige Kantone betreiben eine Wohnbauférderung

Die Initiative «Mehr bezahlbare Wohnun-
gen) fordert, dass die Kantone kinftig
mehr zur Verantwortung gezogen wer-
den. Gemdss Bundesverfassung (Kapitel
3 Sozialziele, Artikel 41) mussen sie sich
bereits heute gemeinsam mit dem Bund
dafiir einsetzen, dass Wohnungssu-
chende fiir sich und ihre Familie eine an-
gemessene Wohnung zu tragbaren Bedin-
gungen finden konnen. Neu sollen die
Kantone auch in Artikel 108 Wohnbau-
und Wohneigentumsférderung in die
Pflicht genommen werden. Konkret
heisst das: Nicht langer nur der Bund,
sondern auch die Kantone miissen das
Angebot an preisglinstigen Mietwohnun-
gen fordern.

Doch machen das die meisten Kantone
nicht schon langst? Weit gefehlt. Nur
neun der 26 Kantone haben eine Geset-
zesgrundlage zur Wohnbau- oder Eigen-
tumsférderung und setzen entspre-
chende Massnahmen um. Es sind dies die
Kantone Basel-Landschaft, Basel-Stadt,
Genf, Neuenburg, Nidwalden, Waadt,
Wallis, Zug und Zirich. Ein Teil der Kan-
tone verfolgt dabei neben dem Wohnen
noch andere Zielsetzungen. Im Kanton
Wallis etwa steht die Forderung der Berg-
gebiete im Zentrum, wéhrend im Kanton
Basel-Landschaft energiepolitische Ziele
mitbeabsichtigt sind.

Fordern die Kantone den Bau glinstiger
Mietwohnungen, richten sich ihre Forder-
leistungen haufig an alle Ersteller von
Mietwohnungen. Ziel der Kantone ist die

Die kantonalen Forderinstrumente auf einen Blick:

Instrumente BL
Abgabe von Land im Baurecht
Darlehen

Birgschaften

Beitrage .
Beteiligung am Anteilkapital
Steuerliche Massnahmen
Beratung, Branchenférderung

Zonen mit Mindestanteil an gemeinnit-
zigen bzw. preisgiinstigen Wohnungen

Subjekthilfen (direkt an Mieterschaft)

BS

GE NE NW VD VS 2ZG 2ZH

Forderung eines spezifischen Angebots
an preisgiinstigen Wohnungen fiir be-
stimmte Empféngerkreise - meist Men-
schen mit kleinem Einkommen. Interes-
sant ist, dass die Forderleistungen mehr-
heitlich oder ausschliesslich von gemein-
nitzigen Wohnbautrdgern beansprucht
werden. Diese Forderung darf aber nicht
mit der Férderung des gemeinnitzigen
Wohnungsbaus verwechselt werden. Ein-
zig die Kantone Basel-Stadt, Genf, Neu-
enburg und Nidwalden streben mit ihren
Fordermassnahmen explizit eine Star-
kung des gemeinniitzigen Wohnungsbaus
an. Sie tun dies etwa mittels Abgabe von
Land im Baurecht, zinsgiinstigen Darle-
hen oder Biirgschaften (siehe Tabelle).
Unabhéngig vom Ausgang der Initiative
dirften in Zukunft raumplanerische In-
strumente zur Forderung des gemeinnit-

zigen Wohnungsbaus vermehrt ins Inte-
resse der Kantone riicken. Die Kantone
Basel-Stadt, Genf, Neuenburg und Nid-
walden sehen die Abgabe von Land im
Baurecht an gemeinniitzige Wohnbau-
tréager auf Gesetzesebene vor. Der
Kanton Genf verlangt in gewissen Zonen
einen Mindestanteil an gemeinnitzigen
Wohnungen, der Kanton Zug unterstitzt
seine Gemeinden darin, bei Umzonungen
Anteile flr preisglinstigen Wohnraum
festzulegen.

Die Kantone Genf und Waadt wenden
bereits heute erfolgreich Vorkaufsrechte
fur Areale an, die sich fiir den gemein-
nutzigen Wohnungsbau eignen. Die
Annahme der Initiative wiirde diesem
Prozess zusétzlichen Schub verleihen. /g

meinniitzige Aktiengesellschaften in Frage. In
Zeiten von Negativzinsen kann eine solche
Wertanlage durchaus interessant sein, ohne
dass man iiberhohte Gewinne macht. Die Dy-
namik bei den Baugenossenschaften, die sich in
denletzten Jahren erneuert haben, ist aber nicht
zu unterschitzen.

Die Initiative will die Steigerung des Markt-
anteils vor allem iiber ein Vorkaufsrecht der
offentlichen Hand erreichen. Was bedeutet
dies genau?

L.S.: Wird ein Grundstiick verkauft, das sich fiir
den gemeinniitzigen Wohnungsbau eignet,
kann eine Gemeinde oder ein Kanton dieses
zum selben Preis kaufen, zu dem es ein Dritter
gekauft hitte. Der Verkdufer erleidet keine
Einbusse. Die Gemeinde kann das Areal an-
schliessend einem gemeinniitzigen Bautrdger
verkaufen oder im Baurecht abgeben.

B.G.: Wie erwidhnt: Die Steigerung des Markt-
anteils ist stark mit der Landfrage verbunden.
Deshalb ist der Initiativteil, wo es um das Vor-
kaufsrecht oder Bestimmungen zum Umgang

mit dem Boden bundeseigener Betriebe wie
den SBB geht, zentral.

Die Gemeinden miissten dann bei Investoren
mithalten, die beispielsweise Wohneigentum
erstellen méchten und sehr hohe Preise
bezahlen kénnen. Auch gemeinniitzige
Wohnungen wiirden dann teuer.

B.G.: Das ist richtig: Wenn eine Gemeinde in
einer solchen Situation investiert, einen hohen
Landpreis bezahlt und deshalb auch einen
héheren Baurechtszins verlangen muss, wer-
den nicht auf magische Weise billige Wohnun-
gen entstehen. Aber diese Wohnungen werden
in zehn, zwanzig oder dreissig Jahren im Ver-
gleich zum gewinnorientierten Investor viel
glinstiger sein. Diesem Mechanismus muss
sich die 6ffentliche Hand bewusst sein. Ganz
abgesehen davon, dass eine solche Investition
eine blosse Umlagerung der Aktiven bedeutet
und das Budget nicht direkt belastet - und dass
die Gemeinde dereinst weniger Geld fiir Ergdn-
zungsleistungen oder Mietzinsbeihilfen auf-
wenden muss. »
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Home  Darumgeht's  Argumente  Uber uns _l
etzt
mitmachen

Genossenschaft.

Die beste Wohnform.

am 9. Februar

Unterstiitzen Sie die Initiative und damit die
beste Wohnform!

Die Mehrheit der Schweizer Bevdlkerung wiinscht sich mehr preisgiinstigen und gemeinniitzigen Wohnungsbau.
An der Volksabstimmung vom 9. Februar 2020 haben alle Stimmbiirgerinnen und Stimmbiirger die Chance,
etwas zu bewegen auf dem Wohnungsmarkt und fiir mehr bezahlbare Wohnungen zu sorgen.

Stimmen auch Sie Ja am 9. Februar! Und helfen Sie uns, auf die Vorteile des genossenschaftlichen Wohnens
aufmerksam zu machen. Zum Beispiel indem Sie Fahnen aufhangen und Flyer verteilen. Diese kdnnen Sie hier
kostenlos bestellen.

Mit der Website www.diebestewohnform.ch informiert Wohnbaugenossenschaften Schweiz iiber die Vorteile des genossenschaftlichen
Wohnens. Hier kann auch Werbematerial bestellt werden.

L.S.: Die Ressource Boden ist beschrdnkt. So
lange der Kapitalismus wirkt, wird eine be-
schriankte Ressource immer einen hoheren
Preis haben als das, was im Uberfluss vorhan-
den ist. Da der Boden ein nicht vermehrbares
Gut ist, macht sich eine Investition aber lang-
fristig bezahlt. Aus genossenschaftlicher Sicht

muss man bertiicksichtigen, dass

sind die idealen

die Wohnbauforderung fiir solche

«Baugenossenschaﬁen Investitionen  Grenzen  setzt.
Fonds de Roulement und EGW
sind nicht bereit, beliebig teure

Umsetzungspartner.» Wohnungen zu finanzieren. Der

Verband ist zwar mit dem Bun-

desamt fiir Wohnungswesen im
Gesprdch, um die aktuellen Limiten nament-
lich in zentralen Gebieten etwas zu verschie-
ben. Hier wird aber auch kiinftig eine gewisse
Bremse bestehen.

Wohnbaugenossenschaften Ziirich sucht seit
Jahren den Kontakt mit den Landgemeinden.
Dort wird genossenschaftlicher Wohnungs-
bau allerdings oft mit Sozialwohnungen
gleichgesetzt. Kann die Initiative iiberhaupt
etwas bewirken, solange kein Umdenken
einsetzt? Zwang wird man kaum anwenden
konnen.

B.G.: Zwangsmassnahmen sind sicher nicht
Teil dieser Initiative. Wir erhoffen uns aber, dass
sie einen verbindlichen Auftrag an die Gemein-
den formuliert, bezahlbare Wohnungen zur
Verfiigung zu stellen, so wie es die Bundesver-
fassung bei den Sozialzielen verlangt. Schliess-
lich ist Wohnen nicht irgendein Gut, auf das
man notfalls verzichten kann. Wie aber bringt
man die Gemeinden zum Handeln? Das ist
letztlich eine Frage der politischen Prioritdten,
die sie setzen. Eine Initiative ist ja nichts ande-
res als eine Befragung der Stimmberechtigten,
ob sie die politischen Prioritdten dndern wol-

len. Selbst wenn die Initiative scheitert, konnte
die Annahme in einer bestimmten Gemeinde
etwas bewirken und eine Legitimation fiir
Massnahmen darstellen.

Das Vorkaufsrecht gilt insbesondere auch

fiir Grundstiicke, die im Besitz bundesnaher
Betriebe sind. Hier treffen unterschiedliche
Interessen aufeinander. Die SBB etwa stellen
sich auf den Standpunkt, sie miissten bei
ihren Immobiliengeschiften maximale
Renditen erzielen, um den Schienenverkehr
zu subventionieren.

B.G.: Hier muss man zuriickschauen: Es han-
delt sich um Land, das die SBB zu einem ge-
meinniitzigen Zweck erhalten haben, um
Schienenanlagen, Betriebsstdtten oder Woh-
nungen fiir die Biahnler zu errichten, und sicher
nicht, um es zu verkaufen und viel Geld heraus-
zuholen. Die Auseinandersetzung um eine
neue Nutzung dauert schon lange, und jiingst
sind auch Teilerfolge erzielt worden. Es geht
aber nicht nur um die Bahn, sondern etwa auch
um riesige Kasernenareale, die teils mitten in
den Stddten liegen. Was passiert mit denen?
Will man damit den Kauf von Kampfjets mitfi-
nanzieren oder dort doch besser bezahlbare
Wohnungen bauen?

Wie ist diese Zehn-Prozent-Regel zu verste-
hen? In der Stadt Ziirich oder in Genf wiire
ein hoherer Anteil gemeinniitziger Wohnun-
gen notig, um iiberhaupt etwas zu bewirken;
in Gebieten mit hohen Leerstinden wiirde
mehr gemeinniitziger Wohnungsbau kaum
Sinn ergeben.

B.G.: Dieses Ziel gilt gesamtschweizerisch,
muss aber sicher regional differenziert umge-
setzt werden - der grosste Teil in den Zentren,
aber auch in der Agglomeration, denn die Miet-
zinsexplosion ist auch dort angekommen.



Forderinstrumente konnen aber auch in klei-
neren Gemeinden sinnvoll sein.

Ein weiteres Argument der Gegner: Die
Initiative verursache wegen des Kontroll-
aufwands hohe Kosten.

L.S.: Grundsitzlich gilt: Wenn man Bedingun-
gen stellt, muss man auch kontrollieren, ob sie
eingehalten werden. Das gilt auch fiir Bau-
hohen, hindernisfreies Wohnen oder energeti-
sche Vorgaben. Die Zusatzfrage, ob auf einem
Areal auch der verlangte Anteil kostengtinstiger
Wohnungen eingehalten wurde, ist sicher kein
Kostenfaktor.

Der Bundesrat hat die Initiative mit der vom
Parlament beschlossenen Aufstockung des
Fonds de Roulement verkniipft. Diese Auf-
stockung wird nur umgesetzt, wenn die Initi-
ative abgelehnt wird. Gefdhrdet man mit ei-
nem Ja die bisherige Wohnbauférderung?
L.S.: Das kann ich mir iiberhaupt nicht vorstel-
len. Ich finde diese Verkniipfung zwar un-
gerechtfertigt und bedaure diesen Entscheid.
Klar ist aber, dass man bei einer Annahme der
Initiative viel mehr fiir den gemeinniitzigen
Wohnungsbau machen miisste. Deshalb ist es
fiir mich unvorstellbar, dass man die bewdhrten
Forderinstrumente zuriickbilden wiirde - im
Gegenteil, man miisste sie dann gerade starken.

Der Initiativtext enthélt eine Forderung,

die Erkldrungsbedarf hat. Der Bund soll
ndmlich sicherstellen, dass Programme der
offentlichen Hand zur Forderung von
Sanierungen nicht zum Verlust von preis-
giinstigen Mietwohnungen fiihren. Dies
konnte Baugenossenschaften betreffen, da
umfassende Sanierungen auch dort meist
bedeuten, dass die Mieten - zumindest
proportional - stark ansteigen.

B.G.: Hier hatten wir Initianten etwas ganz an-
deres im Fokus. Heute werden energetische
Sanierungen tiber das Gebdudeprogramm und
teils auch von Kantonen und Gemeinden gefor-
dert. Das ist gut und richtig. Der Anteil, der von
der 6ffentlichen Hand subventioniert wird, darf

dieser Goodwill in der Bevilkerung auf das
Ergebnis der Initiative niederschlagen?

B.G.: Die Baugenossenschaften geniessen zu
Recht einen sehr guten Ruf. Sie verkdérpern
einerseits das Urschweizerische der Genossa-
me. Dieses alte System der Selbsthilfe, des «zu-
sammen statt gegeneinander», das passt den
Schweizerinnen und Schwei-
zern, egal ob es nun um die Ver-

waltung von Alpweiden oder
des knappen Bodens in den

geht. Doch es ist auch das Ver-

«Zwangsmassnahmen sind
Stidten und Agglomerationen  1ICht Teil dieser Initiative.»

dienst der Baugenossenschaf-

ten, die in den letzten Jahren bewiesen haben,
dass sie sich neuen Herausforderungen stellen,
sich erneuern und auf dem Fundament des Be-
wiéhrten Losungen fiir neue Anspruchsgrup-
pen oder Wohnformen entwickeln. Vor diesem
Hintergrund erhoffe ich mir eine hohe Zustim-
mung zu unserer Initiative.

Eine Prognose fiir den Abstimmungssonntag
9.Februar?

B.G.: Eine Prognose ist schwierig, weil dies eine
Initiative ist, die vermutlich regional sehr un-
terschiedlich wahrgenommen wird, je nach
Problemlage auf dem Wohnungsmarkt. Dort
wo die Probleme am grdssten sind, leben aller-
dings auch am meisten Menschen, was zu un-
serem Vorteil ist.

L.S.: Fir mich war es erniichternd, dass die Ini-
tiative im Parlament unter dem Links-rechts-
Schema abgehandelt wurde. Das wird dem
Anliegen nicht gerecht. In der Debatte im Vor-
feld der Abstimmung méchten wir dagegen an-
kdmpfen und der Bevolkerung die Vorteile des
gemeinniitzigen Wohnungsbaus aufzeigen.
Wir wollen nicht nur aus Zwéngen und Néten
heraus argumentieren, sondern die Diskussion
unterdemTitelfiihren:Dasgenossenschaftliche
Modell ist topaktuell! Je besser uns diese Uber-
zeugungsarbeit gelingt, desto besser wird das
Abstimmungsergebnis ausfallen. o
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aber nicht auf die Miete geschlagen werden, Abstimmungskampagne: jetzt Material bestellen

sonst wiirde der Vermieter doppelt profitieren. Wohnbaugenossenschaften Schweiz will die erhdhte Aufmerksamkeit im Vorfeld
Solche Sanierungen gelten grundsitzlich als der Abstimmung nutzen, um auf die Vorteile des gemeinnitzigen Wohnungs-
wertvermehrend und konnen iiberwilzt wer- baus aufmerksam zu machen. Dazu fiihrt der Verband von Mitte Dezember bis
den. Es darf aber keinesfalls sein, dass jemand Mitte Januar eine Online-Kampagne mit dem Motto «Genossenschaft. Die beste
Subventionen erhilt, dann eine sogenannte Wohnformy durch. Offline setzen wir auf die Branche selber.
Leerkiindigung durchfiihrt und die Wohnun- Denn die besten Werbetrédger sind die Wohnbaugenossenschaften mit ihren
gen zu einem Fantasiemietpreis neu auf den Liegenschaften. Wir freuen uns, wenn ganz viele unserer Mitglieder bei dieser
Markt bringt. Baugenossenschaften miissen Imagekampagne mitmachen und zum Beispiel an ihren Liegenschaften Fahnen
vor diesem Punkt sicher keine Angst haben, und Banner aufhdangen.
denn mit der Kostenmiete erfiillen sie genau Informieren Sie Ihre Bewohnerinnen und Bewohner iiber die Initiative und die
das, was wir wollen. Bedeutung fiir den gemeinniitzigen Wohnungsbau. Das ist auch eine ideale
Gelegenheit, Ihre Mitglieder dafiir zu sensibilisieren, dass sie Teil einer Bewegung
In diesem Heft stellen wir die Ergebnisse sind, die eine gesellschaftliche Relevanz hat. Wir stellen lhnen dafiir Flyer, Poster

einer neuen Umfrage vor. Sie zeigt: Die
Baugenossenschaften geniessen hohes
Ansehen und viel Zustimmung. Wird sich

und weitere Materialien zur Verfligung. Das Material kénnen Sie kostenlos unter
www.diebestewohnform.ch bestellen. Herzlichen Dank fiir Ihre Unterstiitzung!
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	"Wir wollen eine Wohnpolitik, die den Bedürfnissen der Menschen entspricht"

